Deutscher Bundestag 
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Drucksache V/2332 


Schriftlicher Bericht 

des Finanzausschusses 
(14. Ausschuß) 

über den von der Fraktion der SPD eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes zur Änderung des Gewerbesteuergesetzes 

— Drucksache V/1867 — 


A. Bericht des Abgeordneten Dr. Schmid-Burgk 


Der Gesetzentwurf wurde vom Plenum des Deut- 
schen Bundestages in der 117. Sitzung am 29. Juni 
1967 an den Finanzausschuß federführend und an 
den Ausschuß für Kommunalpolitik, Raumordnung, 
Städtebau und Wohnungswesen mitberatend über- 
wiesen. 

Der Finanzausschuß hat die Vorlage in seinen 
Sitzungen am 9. und 16. November 1967 behandelt. 
Der mitbeteiligte Ausschuß für Kommunalpolitik, 
Raumordnung, Slädlebau und Wohnungswesen hat 
den Gesetzentwurf am 30. November 1967 beraten. 

Der Initiativgesetzentwurf der Fraktion der SPD 
bezweckt eine Klarstellung, da zweifelhaft gewor- 
den war, ob bei Ermittlung der Lohnsumme der 
Arbeitnehmerfreibetrag abzugsfähig ist. Durch die 
vorgeschlagene Ergänzung des § 24 Abs. 2 GewStG 


wird klargestellt, daß der Arbeitnehmerfreibetrag 
von der Lohnsumme nicht abzusetzen ist. Diese Re- 
gelung ist für viele Gemeinden, wie dem Ausschuß 
an Beispielen dargelegt wurde, von finanzieller 
Tragweite. 

! Der Ausschuß billigte einstimmig die vorge- 
I schlagene Änderung des § 24 Abs. 2 GewStG; 
der Gesetzgeber habe mit der Einführung des 
Arbeitnehmerfreibetrags keine Gewerbesteueraus- 
fälle herbeiführen wollen. 

Der Ausschuß schlägt weiter vor, den Katalog der 
Steuerbefreiungen in § 35 c Ziff. 2 Buchstabe b 
GewStG zugunsten von Altenheimen, die in beson- 
derem Maße der minderbemittelten Bevölkerung 
dienen, zu erweitern. Auch diese Ergänzung des 
Gesetzentwurfs wurde einstimmig gebilligt. 


Bonn, den 30. November 1967 


Dr. Schmid-Burgk 

Berichterstatter 
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Drucksache V/2332 


Denlsdier Bundestag — 5. Wahlperiode 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache V/1867 — in der 
anliegenden Fassung anzunehmen. 


Bonn, den 30, November 1967 


Der Finanzausschuß 


Dr. Schmidt (Wuppertal) 

Vorsitzender 


Dr. Schmid-Burgk 

Berichterstatter 
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Beschlüsse des 14. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Gewerbesteuergesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel 1 

Das Gewerbesteuergesetz in der Fassung vom 
25. Mai 1965 (Bundesgesetzbl. I S. 458), zuletzt ge- 
ändert durch das Gesetz zur Verwirklichung der 
mehrjährigen Finanzplanung des Bundes, 1. Teil 

Zweites Steueränderungsgesetz 1967 vom 

1967 (Bundesgesetzbl. IS....), wird wie 

folgt geändert: 

1. In § 24 erhalten die Absätze 2 und 3 die folgende 
Fassung: 

„(2) Vergütungen sind vorbehaltlich der Ab- 
sätze 3 bis 5 die Arbeitslöhne im Sinne des § 19 
Abs. 1 Ziff. 1 des Einkommensteuergesetzes, so- 
weit sie nicht durch andere Rechtsvorschriften 
von der Einkommensteuer befreit sind. Bei der 
Ermittlung der Lohnsumme ist § 19 Abs. 2 des 
Einkommensteuergesetzes nicht anzuwenden. Zu- 
schläge für Mehrarbeit und für Sonntags-, Feier- 
tags- und Nachtarbeit gehören unbeschadet der 
einkommensteuerlichen Behandlung zur Lohn- 
summe. 

(3) Zur Lohnsumme gehören nicht Beträge, die 
an Lehrlinge gezahlt worden sind, die auf Grund 
eines schriftlichen Lehrvertrags eine ordnungs- 
mäßige Ausbildung erfahren." 


2. § 35 c Ziff. 2 Buchstabe b erhält die folgende Fas- 
sung: 

„b) über die Steuerbefreiung von Krankenanstal- 
ten und Altenheimen des Bundes, eines 
Landes, einer Gemeinde oder eines Ge- 
meindeverbandes sowie von anderen Kran- 
kenanstalten und Altenheimen, die in beson- 
derem Maße der minderbemittelten Bevölke- 
rung dienen,". 


Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. Rechts- 
verordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes erlas- 
sen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 des 
Dritten Überleitungsgesetzes. 


Artikel 3 

Artikel 1 Nr. 2 ist erstmals für den Erhebungs- 
zeitraum 1967 anzuwenden. 


Artikel 4 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 
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